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SACHFRAGEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER DURCHFÜHRUNG DES INTERNATIONALEN PAKTES 

ÜBER WIRTSCHAFTLICHE, SOZIALE UND KULTURELLE RECHTE 
 
 

Allgemeine Bemerkung 12 (Zwanzigste Tagung, 1999) 
 
 

Das Recht auf angemessene Nahrung (Art. 11) 
 
 

Einleitung und allgemeine Prämissen 
 
1. Das Menschenrecht auf angemessene Nahrung wird in mehreren Völkerrechts-
instrumenten anerkannt. Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte befasst sich ausführlicher als jedes andere Rechts-
instrument mit diesem Recht. Gemäß Artikel 11 (1) des Paktes erkennen die 
Vertragsstaaten "das Recht eines jeden auf einen angemessenen Lebensstandard 
für sich und seine Familie an, einschließlich ausreichender Ernährung, Be-
kleidung und Unterbringung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebens-
bedingungen", während sie gemäß Artikel 11 (2) anerkennen, dass dringlichere 
Maßnahmen erforderlich sein könnten, um "das grundlegende Recht eines jeden, 
vor Hunger" und Mangelernährung "geschützt zu sein," zu gewährleisten. Das 
Menschenrecht auf angemessene Nahrung ist von entscheidender Bedeutung für 
die Wahrnehmung aller Rechte. Es betrifft jeden Menschen, so dass die Bezug-
nahme in Artikel 11 (1) auf "ihn und seine Familie" für die Anwendbarkeit 
dieses Rechts auf Einzelpersonen oder auf von Frauen geführte Haushalte kei-
nerlei Einschränkung bedeutet.  
 
2. Der Ausschuss hat durch die Prüfung der Berichte der Vertragsstaaten seit 
1979 wesentliche Informationen über das Recht auf angemessene Nahrung zu-
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sammengetragen. Der Ausschuss stellt fest, dass trotz des Vorliegens von 
Richtlinien für die Berichterstattung bezüglich des Rechts auf angemessene 
Nahrung nur wenige Vertragsstaaten hinreichende und genügend präzise Infor-
mationen zur Verfügung gestellt haben, um dem Ausschuss zu ermöglichen, sich 
ein Bild über die in den betreffenden Ländern herrschende Lage in Bezug auf 
dieses Recht zu machen und die Hindernisse für seine Verwirklichung zu iden-
tifizieren. Diese Allgemeine Bemerkung zielt darauf ab, einige der Hauptfra-
gen herauszuarbeiten, die nach Auffassung des Ausschusses wichtig sind. Den 
Anlass für ihre Ausarbeitung bildete das von den Mitgliedstaaten während des 
Welternährungsgipfels von 1996 ausgesprochene Ersuchen, die in Artikel 11 des 
Paktes aufgeführten Rechte betreffend die Ernährung besser zu definieren, so-
wie das an den Ausschuss gerichtete besondere Ersuchen, dem auf dem Gipfel 
verabschiedeten Aktionsplan bei der Überwachung der Durchführung der in Arti-
kel 11 des Paktes vorgesehenen konkreten Maßnahmen besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen.  
 
3. Auf Grund dieser Ersuchen prüfte der Ausschuss die einschlägigen Berichte 
und Dokumente der Menschenrechtskommission und der Unterkommission für die 
Verhütung von Diskriminierung und den Schutz von Minderheiten über das Recht 
auf angemessene Nahrung als Menschenrecht; widmete dieser Frage 1997 auf 
seiner siebenten Tagung einen Tag zu ihrer allgemeinen Erörterung, wobei er 
den von internationalen nichtstaatlichen Organisationen ausgearbeiteten Ent-
wurf eines internationalen Verhaltenskodex über das Menschenrecht auf ange-
messene Nahrung berücksichtigte; beteiligte sich an zwei Sachverständigen-
runden über das Recht auf angemessene Nahrung als Menschenrecht, die vom Amt 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte im Dezember 
1997 in Genf sowie gemeinsam mit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen (FAO) im November 1998 in Rom veranstaltet 
wurden, und nahm Kenntnis von ihren Schlussberichten. Im April 1999 betei-
ligte sich der Ausschuss an einem Symposium über die inhaltlichen und politi-
schen Aspekte eines Menschenrechtsansatzes in Bezug auf Nahrungsmittel- und 
Ernährungspolitiken und -programme, das vom Verwaltungsausschuss für Koordi-
nierung/Unterausschuss Ernährung der Vereinten Nationen auf seiner sechsund-
zwanzigsten Tagung in Genf veranstaltet und vom Amt des Hohen Kommissars für 
Menschenrechte ausgerichtet wurde. 
 
4. Der Ausschuss erklärt, dass das Recht auf angemessene Nahrung unteilbar 
mit der naturgegebenen Würde der menschlichen Person verbunden und für die 
Verwirklichung anderer in der internationalen Menschenrechtscharta veranker-
ter Menschenrechte unerlässlich ist. Es ist außerdem untrennbar mit der so-
zialen Gerechtigkeit verbunden und erfordert wirtschafts-, umwelt- und sozi-
alpolitische Maßnahmen auf einzelstaatlicher und internationaler Ebene, die 
auf die Beseitigung der Armut und die Verwirklichung aller Menschenrechte für 
alle gerichtet sind. 
 
5. Wenngleich die internationale Gemeinschaft vielfach bekräftigt hat, wie 
wichtig die volle Achtung des Rechts auf angemessene Nahrung ist, besteht 
nach wie vor eine beunruhigende Kluft zwischen den in Artikel 11 des Paktes 
niedergelegten Standards und der in vielen Teilen der Welt vorherrschenden 
Situation. Weltweit leiden mehr als 840 Millionen Menschen, die meisten von 
ihnen in Entwicklungsländern, unter chronischem Hunger; Millionen von Men-
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schen leiden unter Hungersnöten, die von Naturkatastrophen, den in einigen 
Regionen zunehmend auftretenden bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen 
und Kriegen und dem Einsatz von Nahrungsmitteln als politische Waffe ausge-
löst werden. Der Ausschuss stellt fest, dass das Problem von Hunger und Man-
gelernährung zwar in Entwicklungsländern häufig besonders akut ist, dass je-
doch Mangelernährung, Unterernährung und andere Probleme im Zusammenhang mit 
dem Recht auf angemessene Nahrung und dem Recht, frei von Hunger zu sein, 
auch in einigen der wirtschaftlich am meisten entwickelten Länder auftreten. 
Im Grunde liegt die Wurzel des Problems von Hunger und Mangelernährung nicht 
in einem Mangel an Nahrungsmitteln, sondern im mangelnden Zugang großer Teile 
der Weltbevölkerung zu den verfügbaren Nahrungsmitteln, der unter anderem auf 
Armut zurückzuführen ist. 
 
Normativer Inhalt des Artikels 11, Absätze 1 und 2  
 
6. Das Recht auf angemessene Nahrung ist dann verwirklicht, wenn jeder Mann, 
jede Frau und jedes Kind, einzeln oder gemeinsam mit anderen, jederzeit 
physisch und wirtschaftlich Zugang zu angemessener Nahrung oder Mitteln zu 
ihrer Beschaffung hat. Das Recht auf angemessene Nahrung darf daher nicht eng 
oder restriktiv im Sinne einer Mindestration an Kalorien, Proteinen und 
anderen spezifischen Nährstoffen ausgelegt werden. Das Recht auf angemessene 
Nahrung wird schrittweise verwirklicht werden müssen. Jedoch haben die 
Staaten die grundlegende Verpflichtung, selbst in Zeiten von Naturkatastro-
phen oder anderen Katastrophen die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Hunger zu mildern, wie in Artikel 11 Absatz 2 vorgesehen.  
 
Angemessenheit und Nachhaltigkeit der Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln und 
des Zugangs dazu 
 
7. Das Konzept der Angemessenheit ist für das Recht auf Nahrung von besonde-
rer Bedeutung, da es hilft, einige Faktoren hervorzuheben, die berücksichtigt 
werden müssen, wenn es um die Feststellung geht, ob bestimmte Nahrungsmittel 
oder Ernährungsweisen, zu denen Zugang besteht, unter den gegebenen Umständen 
als die am besten geeigneten für die Zwecke des Artikels 11 des Paktes ange-
sehen werden können. Das Konzept der Nachhaltigkeit ist untrennbar mit dem 
Konzept der ausreichenden Ernährung oder Ernährungssicherheit verbunden und 
impliziert, dass sowohl die heutigen als auch die zukünftigen Generationen 
Zugang zu Nahrungsmitteln haben sollen. Was genau unter "Angemessenheit" zu 
verstehen ist, wird in starkem Maße von den vorherrschenden sozialen, wirt-
schaftlichen, kulturellen, klimatischen, ökologischen und sonstigen Bedingun-
gen bestimmt, während der Begriff der "Nachhaltigkeit" den Gedanken der lang-
fristigen Verfügbarkeit und des langfristigen Zugangs enthält. 
 
8. Der Ausschuss ist der Auffassung, dass der Wesensgehalt des Rechts auf 
angemessene Nahrung Folgendes beinhaltet: 
 

die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln, die keine schädlichen Stoffe ent-
halten und die innerhalb einer bestimmten Kultur akzeptabel sind, in aus-
reichender Menge und Qualität, um die individuellen Ernährungsbedürfnisse 
zu befriedigen; 
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den Zugang zu diesen Nahrungsmitteln in einer nachhaltigen Weise und ohne 
Beeinträchtigung des Genusses anderer Menschenrechte. 

 
9. Befriedigung der Ernährungsbedürfnisse bedeutet, dass Ernährung insgesamt 
eine Mischung von Nährstoffen für Wachstum, Entwicklung und Erhaltung von 
Körper und Geist sowie körperliche Tätigkeiten umfasst, die den physiologi-
schen Bedürfnissen des Menschen in allen Lebensphasen gerecht wird und die 
seinem Geschlecht und seinem Beruf entspricht. Es kann daher erforderlich 
sein, Maßnahmen zu ergreifen, um eine abwechslungsreiche Ernährung sowie ge-
eignete Konsum- und Ernährungsweisen, namentlich das Stillen, aufrechtzuer-
halten, anzupassen oder zu stärken und dabei sicherzustellen, dass Verände-
rungen in der Verfügbarkeit und beim Zugang zu Nahrungsmitteln sich zumindest 
nicht nachteilig auf die Zusammensetzung der Nahrung und die Nahrungsmit-
telaufnahme auswirken. 
 
10. Mit der Formulierung die keine schädlichen Stoffe enthalten werden Forde-
rungen an die Lebensmittelsicherheit gestellt, zu der es einer Reihe von 
Schutzmaßnahmen des öffentlichen wie auch des privaten Sektors bedarf, um die 
Verunreinigung von Lebensmitteln durch Verfälschung, schlechte Umwelthygiene 
oder unsachgemäße Handhabung auf verschiedenen Stufen der Lebensmittelher-
stellungskette zu verhindern; es ist außerdem darauf zu achten, dass natür-
lich vorkommende Toxine identifiziert und vermieden oder zerstört werden. 
 
11. Innerhalb einer bestimmten Kultur oder für den Verbraucher akzeptabel be-
deutet, dass so weit wie möglich auch mit Nahrungsmitteln und Nahrungsauf-
nahme verbundene Wertvorstellungen, die mit der Ernährung nichts zu tun ha-
ben, und die Besorgnisse informierter Verbraucher hinsichtlich der Art der 
Lebensmittel, zu denen Zugang besteht, berücksichtigt werden müssen. 
 
12. Verfügbarkeit bezieht sich entweder darauf, dass sich Menschen dank 
ertragreicher Böden oder sonstiger natürlicher Ressourcen unmittelbar selbst 
ernähren können, oder auf das Bestehen gut funktionierender Verteilungs-, 
Verarbeitungs- und Marktsysteme, durch die Nahrungsmittel entsprechend der 
Nachfrage vom Produktionsort an den Ort gebracht werden können, an dem sie 
benötigt werden. 
 
13. Zugang umfasst sowohl den wirtschaftlichen als auch den physischen Zu-
gang: 
 

Wirtschaftlicher Zugang bedeutet, dass die mit dem Erwerb von Nahrungsmit-
teln für eine angemessene Ernährung verbundenen finanziellen Aufwendungen 
einer Person oder eines Haushalts nicht so hoch sein sollen, dass die Be-
friedigung anderer grundlegender Bedürfnisse gefährdet oder beeinträchtigt 
wird. Wirtschaftlicher Zugang betrifft jede Art des Nahrungsmittelerwerbs 
oder des Anspruchs, durch den Menschen Nahrungsmittel erhalten, und ist 
ein Maß dafür, inwieweit das Recht auf angemessene Nahrung zufrieden-
stellend gesichert ist. Sozial schwachen Gruppen, wie Landlosen und son-
stigen besonders verarmten Teilen der Bevölkerung, wird möglicherweise im 
Rahmen besonderer Programme Beachtung geschenkt werden müssen.  
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Physischer Zugang bedeutet, dass alle, einschließlich physisch schwache 
Menschen, wie Säuglinge und Kleinkinder, Ältere, Körperbehinderte, Tod-
kranke und Menschen mit anhaltenden Gesundheitsproblemen, einschließlich 
der psychisch Kranken, Zugang zu angemessener Nahrung haben müssen. Opfer 
von Naturkatastrophen, Menschen in katastrophengefährdeten Gebieten und 
andere besonders benachteiligte Gruppen werden beim Zugang zu Nahrungsmit-
teln möglicherweise besonderer Aufmerksamkeit bedürfen und manchmal Prio-
rität erhalten müssen. In einer besonders verwundbaren Lage befinden sich 
viele indigene Bevölkerungsgruppen, deren Zugang zu ihrem angestammten 
Land mitunter bedroht ist. 

 
Verpflichtungen und Verletzungen 
 
14. Das Wesen der rechtlichen Verpflichtungen der Vertragsstaaten ist in 
Artikel 2 des Paktes dargestellt und wurde in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 3 
(1990) des Ausschusses behandelt. Die hauptsächliche Verpflichtung besteht 
darin, Maßnahmen zu ergreifen, um schrittweise die volle Verwirklichung des 
Rechts auf angemessene Nahrung zu verwirklichen. Daraus ergibt sich die 
Verpflichtung, die Erreichung dieses Ziels so rasch wie möglich anzustreben. 
Jeder Staat ist verpflichtet, sicherzustellen, dass alle seiner Herrschafts-
gewalt unterstehenden Personen Zugang zu einer Mindestmenge an Grundnahrungs-
mitteln haben, die ausreichend, gehaltvoll und gesundheitlich unbedenklich 
sind, um zu gewährleisten, dass sie keinen Hunger leiden. 
 
15. Das Recht auf angemessene Nahrung, wie jedes andere Menschenrecht, legt 
den Vertragsstaaten drei Arten beziehungsweise Ebenen von Pflichten auf, eine 
Achtungspflicht, eine Schutzpflicht und eine Gewährleistungspflicht. Die 
Gewährleistungspflicht umfasst wiederum sowohl eine Förderungspflicht als 
auch eine Bereitstellungspflicht. 1 Die Achtungspflicht gegenüber dem beste-
henden Zugang zu angemessener Nahrung erfordert, dass die Vertragsstaaten 
keine Maßnahmen ergreifen, welche die Verhinderung dieses Zugangs zur Folge 
haben. Die Schutzpflicht erfordert Maßnahmen des Staates, durch die si-
chergestellt wird, dass Unternehmen oder Einzelpersonen Menschen nicht den 
Zugang zu angemessener Nahrung vorenthalten. Die Gewährleistungspflicht 
Förderungspflicht) bedeutet, dass der Staat aktiv darauf hinwirken muss, den 
Menschen den Zugang zu und die Nutzung von Ressourcen und Mitteln zur 
Sicherung ihres Lebensunterhalts, namentlich die Ernährungssicherheit, zu 
erleichtern. Schließlich haben die Staaten immer dann, wenn eine Einzelperson 
oder eine Gruppe aus Gründen, auf die sie keinen Einfluss hat, nicht in der 
Lage ist, das Recht auf angemessene Nahrung mit den ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln wahrzunehmen, die Pflicht zur unmittelbaren Gewährleistung 
dieses Rechts (Bereitstellung). Diese Verpflichtung erstreckt sich auch auf 
Opfer von Naturkatastrophen oder anderen Katastrophen. 

                                           
1Ursprünglich waren drei Ebenen von Pflichten vorgeschlagen worden:  

eine Achtungs-, eine Schutz- und eine Unterstützungs-/Gewährleistungspflicht. 
(Siehe Right to adequate food as a human right, Study Series No. 1, New York, 
1989 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.89.XIV.2).) Die 
Zwischenebene einer "Förderungspflicht" wurde als Kategorie des Ausschusses 
vorgeschlagen, der Ausschuss beschloss jedoch, die drei Ebenen von Pflichten 
beizubehalten. 
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16. Einige der Maßnahmen, die auf diesen verschiedenen Ebenen von Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten zu ergreifen sind, sind mehr unmittelbarer Natur, 
während andere eher langfristiger Art sind und schrittweise die volle Ver-
wirklichung des Rechts auf Nahrung erreichen sollen.  
 
17. Verstöße gegen den Pakt liegen dann vor, wenn ein Staat nicht wenigstens 
die Befriedigung des zur Vermeidung von Hunger unverzichtbaren Mindestbedarfs 
an Nahrung sicherstellt. Um festzustellen, welche Handlungen oder Unterlas-
sungen eine Verletzung des Rechts auf Nahrung darstellen, ist es wichtig, 
zwischen der Unfähigkeit und der mangelnden Bereitschaft eines Vertragsstaats 
zur Einhaltung seiner Verpflichtungen zu unterscheiden. Sofern ein Vertrags-
staat geltend macht, dass es ihm auf Grund unzureichender Mittel unmöglich 
ist, Menschen Zugang zu Nahrungsmitteln zu verschaffen, die selbst dazu nicht 
in der Lage sind, muss der Staat nachweisen, dass alle Anstrengungen zum Ein-
satz aller ihm zu Gebote stehenden Mittel unternommen wurden, um diesen Min-
destverpflichtungen mit Vorrang nachzukommen. Dies folgt aus Artikel 2 (1) 
des Paktes, der die Vertragsstaaten, wie vom Ausschuss bereits in seiner All-
gemeinen Bemerkung Nr. 3, Ziffer 10 ausgeführt wurde, dazu verpflichtet, die 
erforderlichen Schritte bis zum Höchstmaß ihrer verfügbaren Ressourcen zu un-
ternehmen. Ein Staat, der geltend macht, dass er aus Gründen, auf die er kei-
nen Einfluss hat, nicht in der Lage ist, seiner Verpflichtung nachzukommen, 
hat daher zu beweisen, dass dies der Fall ist und dass er sich ohne Erfolg um 
internationale Hilfe bemüht hat, um die Verfügbarkeit der notwendigen Nah-
rungsmittel und den Zugang dazu sicherzustellen. 
 
18. Darüber hinaus stellt jede auf der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, 
der Sprache, dem Alter, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschau-
ung, der nationalen oder sozialen Herkunft, dem Eigentum, der Geburt oder 
sonstigem Status beruhende Diskriminierung beim Zugang zu Nahrungsmitteln so-
wie in Bezug auf Mittel und Ansprüche zu ihrer Beschaffung, die zum Ziel oder 
zur Folge hat, dass dadurch der gleichberechtigte Genuss oder die gleichbe-
rechtigte Ausübung von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
vereitelt oder beeinträchtigt wird, einen Verstoß gegen den Pakt dar. 
 
19. Verletzungen des Rechts auf Nahrung können durch das unmittelbare Handeln 
von Staaten oder von anderen Rechtsträgern, die einer unzureichenden Regulie-
rung durch den Staat unterliegen, verursacht werden. Dazu gehört: die förmli-
che Aufhebung oder die Suspendierung von Rechtsvorschriften, die für die 
fortgesetzte Wahrnehmung des Rechts auf Nahrung erforderlich sind; die Vor-
enthaltung des Zugangs zu Nahrungsmitteln für bestimmte Einzelpersonen oder 
Gruppen, gleichviel, ob die Diskriminierung durch Rechtsvorschriften erfolgt 
oder ob sie aktiv betrieben wird; die Verhinderung des Zugangs zu humanitärer 
Nahrungsmittelhilfe in innerstaatlichen Konflikten oder sonstigen Notlagen; 
die Verabschiedung von Rechtsvorschriften oder politischen Maßnahmen, die mit 
den bestehenden rechtlichen Verpflichtungen bezüglich des Rechts auf Nahrung 
offensichtlich unvereinbar sind; die fehlende Regulierung der Aktivitäten von 
Einzelpersonen oder Gruppen, um zu verhindern, dass sie das Recht anderer auf 
Nahrung verletzen; oder die Nichtberücksichtigung der völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen bezüglich des Rechts auf Nahrung durch einen Staat beim Ab-
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schluss von Vereinbarungen mit anderen Staaten oder internationalen Organisa-
tionen.  
 
20. Wenngleich nur Staaten Vertragsparteien des Paktes und damit letztendlich 
für seine Einhaltung verantwortlich sind, obliegt allen Mitgliedern der Ge-
sellschaft – Einzelpersonen, Familien, lokalen Gemeinwesen, nichtstaatlichen 
Organisationen, Organisationen der Zivilgesellschaft sowie dem privaten Un-
ternehmenssektor – eine Verantwortung dafür, das Recht auf angemessene 
Nahrung zu verwirklichen. Der Staat soll ein Umfeld schaffen, das es leichter 
macht, dieser Verantwortung nachzukommen. Der nationale und transnationale 
private Unternehmenssektor soll seine Tätigkeiten im Rahmen eines Verhaltens-
kodex ausüben, der der Achtung des Rechts auf angemessene Nahrung förderlich 
ist und der gemeinsam mit der jeweiligen Regierung und der Zivilgesellschaft 
vereinbart wird. 
 
Umsetzung auf einzelstaatlicher Ebene 
 
21.  Die am besten geeigneten Mittel und Wege zur Verwirklichung des Rechts 
auf angemessene Nahrung werden sich zwangsläufig von einem Vertragsstaat zum 
anderen erheblich unterscheiden. Wenngleich jeder Vertragsstaat bei der Wahl 
seines eigenen Herangehens einen gewissen Ermessensspielraum besitzt, 
verlangt der Pakt doch eindeutig von jedem Vertragsstaat, alle erforderlichen 
Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass niemand Hunger leidet und 
dass jeder so bald wie möglich in den Genuss des Rechts auf angemessene 
Nahrung kommt. Dies wird die Annahme einer auf die Gewährleistung der Nah-
rungsmittel- und Ernährungssicherheit für alle gerichteten nationalen Strate-
gie notwendig machen, die auf menschenrechtlichen Grundsätzen beruht, durch 
die die Ziele definiert werden, und die Ausarbeitung von Politiken sowie die 
Festlegung entsprechender Standards erfordern. Diese Strategie soll außerdem 
die zur Erreichung der Ziele verfügbaren Ressourcen sowie den kostengünstig-
sten Weg ihrer Nutzung aufzeigen. 
 
22. Die Strategie soll auf einer systematischen Benennung der in der jeweili-
gen Situation und unter den herrschenden Rahmenbedingungen in Betracht kom-
menden politischen Maßnahmen und Aktivitäten beruhen, die sich aus dem norma-
tiven Inhalt des Rechts auf angemessene Nahrung ableiten und die hinsichtlich 
der Ebenen und des Wesens der Verpflichtungen der Vertragsstaaten, auf die in 
Ziffer 15 dieser Allgemeinen Bemerkung Bezug genommen wird, näher beschrieben 
werden. Dadurch wird die Koordinierung zwischen den Ministerien und den 
regionalen und lokalen Behörden erleichtert und die Übereinstimmung der 
entsprechenden Politiken und Verwaltungsentscheidungen mit den Verpflichtun-
gen nach Artikel 11 des Paktes gewährleistet. 
 
23. Die Ausarbeitung und Umsetzung nationaler Strategien für das Recht auf 
Nahrung erfordern die uneingeschränkte Befolgung der Grundsätze der Rechen-
schaftspflicht, der Transparenz, der Mitwirkung der Bevölkerung, der Dezen-
tralisierung, der Gesetzgebungskapazität und der Unabhängigkeit der Richter-
schaft. Eine gute Regierungs- und Verwaltungsführung ist für die Verwirkli-
chung aller Menschenrechte, namentlich für die Beseitigung der Armut und die 
Gewährleistung eines zufriedenstellenden Lebensunterhalts für alle, unerläss-
lich. 
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24. Es sollen geeignete institutionelle Mechanismen entwickelt werden, um bei 
der Ausarbeitung einer Strategie einen repräsentativen Prozess zu gewährlei-
sten, bei dem der gesamte im Land verfügbare Sachverstand auf dem Gebiet der 
Nahrungsmittel und der Ernährung herangezogen wird. Die Strategie soll die 
Verantwortlichkeiten und den Zeitplan für die Durchführung der erforderlichen 
Maßnahmen festlegen. 
 
25. Die Strategie soll wesentliche Fragen und Maßnahmen in Bezug auf alle 
Aspekte des Ernährungssystems, einschließlich der Erzeugung, Verarbeitung, 
Verteilung, Vermarktung und des Verbrauchs sicherer Lebensmittel, aufgreifen 
und sich ebenso mit parallelen Maßnahmen in den Bereichen Gesundheit, Bil-
dung, Beschäftigung und soziale Sicherheit befassen. Es soll sichergestellt 
werden, dass die natürlichen und sonstigen Nahrungsmittelressourcen auf 
staatlicher, regionaler und lokaler Ebene ebenso wie auf der Ebene der ein-
zelnen Haushalte auf die nachhaltigste Weise bewirtschaftet und genutzt wer-
den. 
 
26. In der Strategie soll besonders darauf geachtet werden, dass Diskriminie-
rung beim Zugang zu Nahrungsmitteln oder Nahrungsmittelressourcen vermieden 
werden muss. Dies soll Folgendes einschließen: Garantien für den uneinge-
schränkten und gleichberechtigten Zugang zu wirtschaftlichen Ressourcen, ins-
besondere für Frauen, einschließlich der Erbberechtigung und des Rechts auf 
Eigentum an Grund und Boden und sonstige Vermögenswerte sowie des Zugangs zu 
Krediten, natürlichen Ressourcen und geeigneter Technologie; Maßnahmen zur 
Achtung und zum Schutz selbständiger Tätigkeit und einer Arbeit mit einem 
Entgelt, das den Arbeitnehmern und ihren Familien einen angemessenen 
Lebensunterhalt sichert (wie in Artikel 7 a) (ii) des Paktes ausgeführt); 
sowie die Führung von Grundbüchern zur Eintragung von Rechten an Grundstücken 
(auch in Bezug auf Wälder). 
 
27. Als Teil ihrer Verpflichtung, die Ressourcenbasis des Volkes für Nah-
rungsmittel zu schützen, sollen die Vertragsstaaten geeignete Schritte unter-
nehmen, um sicherzustellen, dass die Tätigkeiten des privaten Unternehmens-
sektors und der Zivilgesellschaft mit dem Recht auf Nahrung im Einklang 
stehen. 
 
28. Selbst wenn sich ein Staat mit einer ausgeprägten Ressourcenknappheit 
konfrontiert sieht, gleichviel ob auf Grund eines wirtschaftlichen Anpas-
sungsprozesses, einer wirtschaftlichen Rezession, klimatischer Bedingungen 
oder sonstiger Faktoren, sollen Maßnahmen ergriffen werden, um sicherzustel-
len, dass insbesondere für schwache Bevölkerungsgruppen und gefährdete Ein-
zelpersonen das Recht auf angemessene Nahrung gewährleistet wird. 
 
Standards und Rahmengesetzgebung 
 
29. Bei der Umsetzung der oben genannten länderspezifischen Strategien sollen 
die Staaten nachprüfbare Standards für die spätere einzelstaatliche und in-
ternationale Überwachung festlegen. In diesem Zusammenhang sollen die Staaten 
die Verabschiedung eines Rahmengesetzes als wesentliches Instrument zur Um-
setzung der nationalen Strategie betreffend das Recht auf Nahrung prüfen. Das 
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Rahmengesetz soll Folgendes enthalten: Bestimmungen über seinen Zweck, die zu 
erreichenden Vorgaben oder Ziele und den für die Zielerreichung vorgesehenen 
Zeitrahmen, eine allgemeine Beschreibung der Mittel zur Erreichung seines 
Zwecks, insbesondere die beabsichtigte Zusammenarbeit mit der Zivilgesell-
schaft, dem Privatsektor und den internationalen Organisationen, die institu-
tionelle Verantwortlichkeit für den Prozess, die nationalen Mechanismen für 
seine Überwachung sowie mögliche Beschwerdeverfahren. Bei der Ausarbeitung 
der Standards und Rahmengesetze sollen die Vertragsstaaten die Organisationen 
der Zivilgesellschaft aktiv einbeziehen.  
 
30. Zuständige Programme und Organisationen der Vereinten Nationen sollen auf 
Ersuchen bei der Ausarbeitung der Rahmengesetze und bei der Überprüfung der 
sektoralen Rechtsvorschriften behilflich sein. So verfügt beispielsweise die 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen über be-
achtlichen Sachverstand und beträchtliche Kenntnisse in Bezug auf Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet der Ernährung und der Landwirtschaft. Das Kinder-
hilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) verfügt über vergleichbaren Sach-
verstand in Bezug auf Rechtsvorschriften betreffend das Recht auf angemessene 
Nahrung für Säuglinge und Kleinkinder durch Mutter- und Kinderschutz, na-
mentlich in Bezug auf Rechtsvorschriften zur Ermöglichung des Stillens und 
zur Regulierung der Vermarktung von Muttermilchersatzprodukten. 
 
Überwachung 
 
31. Die Vertragsstaaten müssen Mechanismen ausarbeiten und unterhalten, die 
es ermöglichen, die Fortschritte bei der Verwirklichung des Rechts auf ange-
messene Nahrung für alle zu überwachen, die Faktoren und Schwierigkeiten, die 
den Grad der Erfüllung ihrer Verpflichtungen beeinträchtigen, aufzuzeigen und 
die Verabschiedung Abhilfe schaffender Rechtsvorschriften und Verwal-
tungsmaßnahmen zu erleichtern, namentlich Maßnahmen zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen nach den Artikeln 2 (1) und 23 des Paktes. 
 
Rechtsbehelfe und Rechenschaftspflicht 
 
32. Jede Person oder Gruppe, die Opfer einer Verletzung des Rechts auf ange-
messene Nahrung wird, soll sowohl auf einzelstaatlicher als auch auf inter-
nationaler Ebene Zugang zu wirksamen gerichtlichen oder sonstigen geeigneten 
Rechtsbehelfen haben. Alle Opfer derartiger Rechtsverletzungen haben einen 
Anspruch auf angemessene Wiedergutmachung, die in Form von Restitution, Ent-
schädigung, Genugtuung oder Garantien der Nichtwiederholung erfolgen kann. 
Einzelstaatliche Ombudspersonen und Menschenrechtskommissionen sollen Verlet-
zungen des Rechts auf Nahrung aufgreifen.  
 
33. Die Übernahme internationaler Rechtsinstrumente, die das Recht auf Nah-
rung anerkennen, in die innerstaatliche Rechtsordnung beziehungsweise die An-
erkennung ihrer Anwendbarkeit kann die Reichweite und die Wirksamkeit von 
Maßnahmen zum Rechtsbehelf erheblich stärken und soll in allen Fällen ge-
fördert werden. Die Gerichte wären dann ermächtigt, durch direkte Bezugnahme 
auf die nach dem Pakt bestehenden Verpflichtungen darüber zu entscheiden, ob 
der Wesensgehalt des Rechts auf Nahrung verletzt wurde.  
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34. Die Richter und andere Rechtsberufe werden gebeten, Verletzungen des 
Rechts auf Nahrung bei der Ausübung ihrer Funktionen größere Aufmerksamkeit 
zu schenken.  
 
35. Die Vertragsstaaten sollen die Arbeit von Menschenrechtsverteidigern und 
anderen Mitgliedern der Zivilgesellschaft, die schwächere Gruppen bei der 
Verwirklichung ihres Rechts auf angemessene Nahrung unterstützen, achten und 
schützen. 
 
Internationale Verpflichtungen 
 
Vertragsstaaten 
 
36. Die Vertragsstaaten sollen im Geiste des Artikels 56 der Charta der 
Vereinten Nationen, der konkreten Bestimmungen in den Artikeln 11, 2 (1) und 
23 des Paktes und der Erklärung von Rom des Welternährungsgipfels die wesent-
liche Rolle der internationalen Zusammenarbeit anerkennen und ihre Verpflich-
tung einhalten, gemeinsam und einzeln zu handeln, um die volle Verwirklichung 
des Rechts auf angemessene Nahrung zu erreichen. Bei der Erfüllung dieser 
Verpflichtung sollen die Vertragsstaaten Schritte unternehmen, um die Wahr-
nehmung des Rechts auf Nahrung in anderen Ländern zu achten, dieses Recht zu 
schützen, den Zugang zu Nahrung zu erleichtern und erforderlichenfalls die 
notwendige Hilfe zu leisten. Die Vertragsstaaten sollen gegebenenfalls im 
Wege internationaler Vereinbarungen sicherstellen, dass dem Recht auf ange-
messene Nahrung die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt wird, und zu diesem 
Zweck die Ausarbeitung weiterer internationaler Rechtsinstrumente in Erwägung 
ziehen.  
 
37. Die Vertragsstaaten sollen es stets unterlassen, Nahrungsmittelembargos 
oder ähnliche Maßnahmen zu verhängen, die in anderen Ländern die Bedingungen 
für die Nahrungsmittelerzeugung beeinträchtigen und den Zugang zu Nahrungs-
mitteln gefährden. Nahrungsmittel sollen nie als Instrument für politischen 
oder wirtschaftlichen Druck eingesetzt werden. In dieser Hinsicht erinnert 
der Ausschuss an seine in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 8 dargelegte Haltung 
zu der Beziehung zwischen wirtschaftlichen Sanktionen und der Achtung der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte.  
 
Staaten und internationale Organisationen 
 
38. Im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen tragen die Staaten ein-
zeln und gemeinsam die Verantwortung für die Zusammenarbeit bei der Leistung 
von Katastrophenhilfe und humanitärer Hilfe in Notzeiten, namentlich für 
Flüchtlinge und Binnenvertriebene. Alle Staaten sollen entsprechend ihren 
Möglichkeiten einen Beitrag zur Erfüllung dieser Aufgabe leisten. Die Rolle 
des Welternährungsprogramms und des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen (UNHCR) und in zunehmendem Maße die des Kinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen und der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen sind in dieser Hinsicht von besonderer Wichtigkeit und 
sollen gestärkt werden. Bei der Nahrungsmittelhilfe soll den schwächsten Be-
völkerungsgruppen Vorrang eingeräumt werden.  
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39. Nahrungsmittelhilfe soll so weit wie möglich in einer Weise gewährt wer-
den, die sich nicht nachteilig auf die örtlichen Produzenten und die lokalen 
Märkte auswirkt, und sie soll dergestalt organisiert werden, dass sie ihren 
Nutznießern erleichtert, sich später wieder selbst zu versorgen. Die Hilfe 
soll auf den Bedürfnissen der vorgesehenen Nutznießer beruhen. Die im inter-
nationalen Nahrungsmittelhandel oder in Hilfeprogrammen verwendeten Erzeug-
nisse müssen gesundheitlich unbedenklich und für die Nahrungsmittelempfänger 
kulturell akzeptabel sein. 
 
Die Vereinten Nationen und sonstige internationale Organisationen 
 
40. Bei der Förderung der Verwirklichung des Rechts auf Nahrung ist die Rolle 
der Organisationen der Vereinten Nationen, namentlich auf einzelstaatlicher 
Ebene durch den Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Nationen, be-
sonders wichtig. Die koordinierten Anstrengungen zur Verwirklichung des 
Rechts auf Nahrungsmittel sollen weitergeführt werden, um das kohärente Vor-
gehen und das Zusammenwirken aller beteiligten Akteure, namentlich der ver-
schiedenen Teile der Zivilgesellschaft, zu verstärken. Die mit Nahrungsmit-
tel- und Ernährungsfragen befassten Organisationen, die Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, das Welternährungsprogramm 
und der Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung, sollen bei 
der Verwirklichung des Rechts auf Nahrung auf einzelstaatlicher Ebene in Ab-
stimmung mit dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, dem Kinder-
hilfswerk der Vereinten Nationen, der Weltbank und den regionalen Entwick-
lungsbanken unter Nutzung ihres jeweiligen Sachverstands wirksamer zusammen-
arbeiten, wobei ihre jeweiligen Mandate gebührend zu berücksichtigen sind. 
 
41. Die internationalen Finanzinstitutionen, namentlich der Internationale 
Währungsfonds und die Weltbank, sollen bei ihrer Kreditvergabepolitik und ih-
ren Kreditverträgen sowie bei den internationalen Maßnahmen zur Bewältigung 
der Schuldenkrise dem Schutz des Rechts auf Nahrung größere Aufmerksamkeit 
schenken. Entsprechend der Allgemeinen Bemerkung Nr. 2, Ziffer 9 des Aus-
schusses soll bei allen Strukturanpassungsprogrammen darauf geachtet werden, 
dass der Schutz des Rechts auf Nahrung gewährleistet ist. 

 
     

 
 


